
Landesgesetzblatt
für TirolSTÜCK 34 / JAHRGANG 2005 HERAUSGEGEBEN UND VERSENDET AM 6. DEZEMBER 2005

83. Gesetz vom 12. Oktober 2005, mit dem das Tiroler Elektrizitätsgesetz 2003 geändert wird
84. Gesetz vom 13. Oktober 2005, mit dem das Tiroler Parkabgabegesetz 1997 geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Tiroler Elektrizitätsgesetz 2003, LGBl. Nr. 88,
wird wie folgt geändert:

1. Im Abs. 5 des § 1 hat die lit. b zu lauten:
„b) eine Marktorganisation für die Elektrizitätswirt-

schaft nach dem EU-Primärrecht und den Grundsät-
zen des Elektrizitätsbinnenmarktes nach der Richtlinie
2003/54/EG über gemeinsame Vorschriften für den Elek-
trizitätsbinnenmarkt (ABl. Nr. L 176 vom 15. Juli 2003,
S. 37 ff; Elektrizitätsbinnenmarktrichtlinie) zu schaffen,“

2. Der Abs. 6 des § 1 hat zu lauten:
„(6) Durch dieses Gesetz werden folgende EU-

Richtlinien umgesetzt:
a) Richtlinie 2003/54/EG über gemeinsame Vor-

schriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt und zur Auf-
hebung der Richtlinie 96/92/EG, CELEX 32003L0054
(ABl. Nr. L 176 vom 15. Juli 2003, S. 37 ff),

b) Richtlinie 96/61/EG über die integrierte Vermei-
dung und Verminderung der Umweltverschmutzung,
CELEX 31996L0061 (ABl. Nr. L 257 vom 10. Oktober
1996, S. 26 ff) – kurz „IPPC-Richtlinie“ genannt –, in
der Fassung der Richtlinie 2003/35/EG über die Betei-
ligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimm-
ter umweltbezogener Pläne und Programme und zur
Änderung der Richtlinien 85/337/EWG und 96/61/EG
des Rates in Bezug auf die Öffentlichkeitsbeteiligung
und den Zugang zu Gerichten, CELEX 32003L0035
(ABl. Nr. L 156 vom 25. Juni 2003, S. 17 ff) und der
Richtlinie 2003/87/EG über ein System für den Handel
mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemein-
schaft und zur Änderung der Richtlinie 96/61/EG des
Rates, CELEX 32003L0087 (ABl. Nr. L 275 vom 25. Ok-
tober 2003, S. 32 ff), und

c) Richtlinie 96/82/EG zur Beherrschung der Ge-
fahren bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen,

CELEX 31996L0082 (ABl. Nr. L 10 vom 14. Jänner 1997,
S. 13 ff) – kurz „Seveso II-Richtlinie“ genannt –, in der
Fassung der Richtlinie 2003/105/EG, CELEX 32003L0105
(ABl. Nr. L 345 vom 31. Dezember 2003, S. 97 ff).“

3. Im § 4 hat die Z. 3 zu lauten:
„3. „Bilanzgruppenkoordinator“ eine in Form einer

Aktiengesellschaft errichtete juristische Person, die
berechtigt ist, die Bilanzgruppen einer Regelzone be-
züglich Ausgleichsenergie in organisatorischer und ab-
rechnungstechnischer Hinsicht zu verwalten;“

4. Im § 4 werden nach der Z. 8 folgende Bestimmun-
gen als Z. 8a und 8b eingefügt:

„8a. „horizontal integriertes Elektrizitätsunterneh-
men“ ein Unternehmen, das mindestens eine der Funk-
tionen kommerzielle Erzeugung, Übertragung, Vertei-
lung von oder Versorgung mit Elektrizität wahrnimmt
und das außerdem eine weitere Tätigkeit außerhalb des
Elektrizitätsbereichs ausübt;

8b. „vertikal integriertes Elektrizitätsunternehmen“
ein Unternehmen oder eine Gruppe von Unternehmen,
deren gegenseitigen Beziehungen durch Rechte, Ver-
träge oder andere Mittel begründet werden, die einzeln
oder zusammen unter Berücksichtigung aller tatsäch-
lichen oder rechtlichen Umstände die Möglichkeit ge-
währen, einen bestimmenden Einfluss auf die Tätigkeit
eines Unternehmens, insbesondere durch

a) Eigentums- oder Nutzungsrechte an der Gesamt-
heit oder an Teilen des Vermögens des Unternehmens;

b) Rechte oder Verträge, die einen bestimmenden
Einfluss auf die Zusammensetzung, die Beratungen oder
Beschlüsse der Organe des Unternehmens gewähren,

auszuüben, wobei das betreffende Unternehmen bzw.
die betreffende Gruppe mindestens eine der Funktio-
nen Übertragung oder Verteilung und mindestens eine
der Funktionen Erzeugung von oder Versorgung mit
Elektrizität wahrnimmt;“
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5. Im § 4 wird nach der Z. 40 folgende Bestimmung
als Z. 40a eingefügt:

„40a. „Übertragungsnetzbetreiber“ eine natürliche
oder juristische Person, die verantwortlich ist für den
Betrieb, die Wartung sowie erforderlichenfalls den Aus-
bau des Übertragungsnetzes und gegebenenfalls der
Verbindungsleitungen zu anderen Netzen sowie für die
Sicherstellung der langfristigen Fähigkeit des Netzes,
eine angemessene Nachfrage nach Übertragung von
Elektrizität zu befriedigen; Übertragungsnetzbetreiber
sind die Verbund Austrian Power Grid AG, die Tiroler
Regelzone AG und die VKW – Übertragungsnetz AG;“

6. Im § 4 haben die Z. 45 und 46 zu lauten:
„45. „Versorgung“ der Verkauf einschließlich des

Weiterverkaufs von Elektrizität an Kunden;
46. „Verteilung“ der Transport von Elektrizität über

Verteilernetze zum Zweck der Stromversorgung von
Kunden;“

7. Im § 4 wird nach der Z. 46 folgende Bestimmung
als Z. 46a eingefügt:

„46a. „Verteilernetzbetreiber“ eine natürliche oder
juristische Person, die verantwortlich ist für den Betrieb,
die Wartung sowie erforderlichenfalls den Ausbau des
Verteilernetzes in einem bestimmten Gebiet und gege-
benenfalls der Verbindungsleitungen zu anderen Net-
zen sowie für die Sicherstellung der langfristigen Fähig-
keit des Netzes, eine angemessene Nachfrage nach Ver-
teilung von Elektrizität zu befriedigen;“

8. Im § 4 hat die Z. 47 zu lauten:
„47. „Wesentliche Änderung einer Anlage“ eine Än-

derung der Lage, der Beschaffenheit, des Zwecks oder
des Betriebes einer Anlage zur Erzeugung, Übertragung
oder Verteilung von Elektrizität, die geeignet ist, die
Interessen nach § 5 zu berühren; der Austausch von
gleichartigen Maschinen und Geräten sowie Maßnah-
men zur Instandhaltung oder Instandsetzung von An-
lagen gelten nicht als wesentliche Änderungen; als
wesentliche Änderung gilt jedenfalls die Erhöhung der
Brennstoffwärmeleistung einer Stromerzeugungsan-
lage im Sinn der IPPC-Richtlinie um 50 MW.“

9. Im Abs. 3 des § 8 werden in der lit. f das Wort „und“
und in der lit. g der Punkt jeweils durch einen Beistrich
ersetzt.

10. Im Abs. 3 des § 8 werden nach der lit. g folgende
Bestimmungen als lit. h und i angefügt:

„h) die wichtigsten vom Antragsteller gegebenenfalls
geprüften Alternativen in einer Übersicht und

i) eine allgemein verständliche Zusammenfassung der
vorstehenden Angaben.“

11. Im Abs. 2 des § 15 wird das Zitat „§ 40 Abs. 3 lit. a
Z. 1 bis 3“ durch das Zitat „§ 40 Abs. 4 lit. a Z. 1 bis 3“
ersetzt.

12. Im Abs. 8 des § 18 hat die lit. a zu lauten:
„a) er die Anlage wenigstens alle fünf Jahre einer

Umweltbetriebsprüfung im Sinn der Verordnung (EG)
Nr. 761/2001, CELEX 32001R0761, über die freiwillige
Beteiligung von Organisationen an einem Gemein-
schaftssystem für das Umweltmanagement und die
Umweltbetriebsprüfung (EMAS) oder einer Umwelt-
betriebsprüfung im Sinn der ÖNORM EN ISO 14001:
1996 (Ausgabedatum Dezember 1996) über Umwelt-
managementsysteme (Österreichisches Normungsinsti-
tut, Heinestraße 38, 1021 Wien) unterzogen hat und“

13. Im Abs. 2 des § 29 wird im ersten Satz die Wort-
folge „mit der Verlautbarung in der Zeitung nach § 10
Abs. 2“ durch die Wortfolge „mit der Bekanntmachung
des Antrages nach Abs. 6“ ersetzt.

14. Im § 29 werden folgende Bestimmungen als Abs. 6
bis 8 angefügt:

„(6) In Verfahren betreffend Stromerzeugungsan-
lagen im Sinn der IPPC-Richtlinie ist der Antrag auf
Erteilung einer Errichtungsbewilligung in zwei in Tirol
landesweit verbreiteten Tageszeitungen bekannt zu
machen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, bei
welcher Behörde und innerhalb welchen Zeitraumes der
Antrag sowie die Projektunterlagen aufliegen, wobei die
Auflegungsfrist mindestens sechs Wochen zu betragen
hat, und wann Einsicht in diese Unterlagen genommen
werden kann. Weiters ist darauf hinzuweisen, dass jeder-
mann innerhalb der Auflegungsfrist zum Antrag Stel-
lung nehmen kann und dass die Entscheidung über den
Antrag mit Bescheid erfolgt.

(7) In Verfahren betreffend Stromerzeugungsanlagen
im Sinn der IPPC-Richtlinie sind unbeschadet des § 10
Abs. 1 Parteien:

a) Umweltorganisationen, die nach § 19 Abs. 7 UVP-
G 2000, BGBl. Nr. 697/1993, zuletzt geändert durch das
Gesetz BGBl. I Nr. 14/2005, anerkannt sind, und

b) Umweltorganisationen aus einem anderen EWR-
Staat, wenn eine Benachrichtigung des anderen EWR-
Staates nach Abs. 2 erfolgt ist und das Vorhaben voraus-
sichtlich Auswirkungen auf jenen Teil der Umwelt des
anderen Staates hat, für deren Schutz die Umweltorga-
nisation eintritt,
jeweils unter der Voraussetzung, dass während der Auf-
legungsfrist schriftlich Einwendungen erhoben wurden.

Diese Umweltorganisationen haben das Recht, die
Einhaltung von Umweltschutzvorschriften im Verfah-
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ren geltend zu machen und Rechtsmittel zu erheben. Sie
sind von der Anberaumung der mündlichen Verhand-
lung persönlich zu verständigen.

(8) Über Berufungen gegen Bescheide betreffend
Stromerzeugungsanlagen im Sinn der IPPC-Richtlinie
entscheidet der Unabhängige Verwaltungssenat.“

15. Der Abs. 2 des § 30 hat zu lauten:
„(2) Die Behörde hat, sofern keine Verpflichtung zur

Verschwiegenheit besteht, die Entscheidung über einen
Antrag um die Erteilung einer Bewilligung für die
Errichtung oder wesentliche Änderung einer Strom-
erzeugungsanlage im Sinn der IPPC-Richtlinie sowie
Bescheide nach Abs. 4 während eines angemessenen,
mindestens sechs Wochen dauernden Zeitraums zur
öffentlichen Einsichtnahme während der für den Par-
teienverkehr bestimmten Amtsstunden aufzulegen und
dies unter sinngemäßer Anwendung des § 29 Abs. 6
bekannt zu machen.“

16. Im Abs. 4 des § 30 wird folgende Bestimmung als
erster Satz eingefügt:

„Die Einhaltung des Bewilligungsbescheides für eine
Stromerzeugungsanlage im Sinn der IPPC-Richtlinie ist
von der Behörde regelmäßig zu überprüfen.“

17. Der Abs. 5 des § 30 hat zu lauten:
„(5) Der Inhaber einer Stromerzeugungsanlage im

Sinn der IPPC-Richtlinie hat die Behörde jährlich über
die Ergebnisse der Emissionsüberwachung nach den
Abs. 1 und 3 zu informieren. Die Behörde hat diese
Unterlagen zur öffentlichen Einsichtnahme während
der für den Parteienverkehr bestimmten Amtsstunden
aufzulegen. Störfälle und Unfälle mit erheblichen Um-
weltauswirkungen sind der Behörde sofort anzuzeigen.“

18. Im Abs. 2 des § 31 wird die Wortfolge „in der
Anlage“ durch die Wortfolge „in Anhang I der Seveso II-
Richtlinie“ ersetzt.

19. Der Abs. 9 des § 31 hat zu lauten:
„(9) Der Inhaber einer Anlage im Sinn des Abs. 2

lit. b hat einen Sicherheitsbericht nach Maßgabe des
Anhangs II der Seveso II-Richtlinie zu erstellen, in dem
dargelegt wird, dass

a) ein Konzept zur Vermeidung schwerer Unfälle aus-
gearbeitet und umgesetzt wurde und ein Sicherheits-
managementsystem nach Maßgabe des Anhangs III der
Seveso II-Richtlinie zu seiner Anwendung vorhanden
ist,

b) die Gefahren schwerer Unfälle ermittelt und alle
erforderlichen Maßnahmen zur Vermeidung derartiger
Unfälle und zur Begrenzung der Folgen für den Men-
schen und die Umwelt ergriffen wurden,

c) die Projektierung, die Errichtung, der Betrieb und
die Instandhaltung bzw. Instandsetzung sämtlicher
technischer Anlagen und die für ihr Funktionieren er-
forderlichen Infrastrukturen, die der Vermeidung von
Gefahren schwerer Unfälle dienen, ausreichend sicher
und zuverlässig sind,

d) interne Notfallpläne nach Maßgabe des Anhangs IV
Z. 1 der Seveso II-Richtlinie vorliegen, damit bei einem
schweren Unfall die erforderlichen Maßnahmen sofort
ergriffen werden können, und

e) der (den) Gemeinde(n) und der Landesregierung
ausreichende Informationen für Zwecke der örtlichen
und überörtlichen Raumordnung sowie zur Erstellung
externer Notfallpläne bereitgestellt wurden.“

20. Im Abs. 13 des § 31 hat der erste Satz zu lauten:
„Der Inhaber einer Anlage im Sinn des Abs. 2 lit. b

hat nach Anhören des Betriebsrates oder, wenn ein
solcher nicht besteht, der Beschäftigten sowohl des eige-
nen Betriebes als auch von relevanten langfristig beschäf-
tigten Subunternehmen, einen internen Notfallplan zu
erstellen, der die zur Beherrschung von Gefahren bei
schweren Unfällen innerhalb des Betriebes erforder-
lichen Maßnahmen zu enthalten hat.“

21. Im Abs. 5 des § 32 hat die lit. f zu lauten:
„f) die Information von Personen und öffentlichen

Einrichtungen, wie etwa Schulen und Krankenhäuser,
über die Gefahren, die Sicherheitsmaßnahmen und das
richtige Verhalten bei Unfällen“

22. § 38 hat zu lauten:

„§ 38
Regelzone, Regelzoneführer

(1) Jener Bereich, der vom Übertragungsnetz, das
von der Tiroler Regelzone AG betrieben wird, abgedeckt
wird, bildet eine Regelzone. Die Tiroler Regelzone AG
ist als Regelzoneführer für diese Regelzone benannt.

(2) Die Tiroler Regelzone AG muss zumindest hin-
sichtlich ihrer Rechtsform, Organisation und Entschei-
dungsgewalt unabhängig von den übrigen Tätigkeits-
bereichen der TIWAG-Tiroler Wasserkraft AG – im
Folgenden kurz „TIWAG“ genannt – sein, die nicht mit
der Übertragung zusammenhängen. Zur Sicherstellung
dieser Unabhängigkeit hat die Tiroler Regelzone AG
folgende Voraussetzungen zu erfüllen:

a) Die für die Leitung der Tiroler Regelzone AG zu-
ständigen Personen dürfen nicht betrieblichen Einrich-
tungen der TIWAG angehören, die direkt oder indirekt
für den laufenden Betrieb in den Bereichen Elektrizi-
tätserzeugung und -versorgung zuständig sind.
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b) Die berufsbedingten Interessen der für die Leitung
der Tiroler Regelzone AG zuständigen Personen (Ge-
sellschaftsorgane) müssen in einer Weise berücksichtigt
werden, dass deren Handlungsunabhängigkeit gewähr-
leistet ist, wobei insbesondere die Gründe für die Ab-
berufung eines Gesellschaftsorgans in der Gesellschafts-
satzung klar zu umschreiben sind.

c) Für Vermögenswerte, die für den Betrieb, die War-
tung oder den Ausbau des Netzes erforderlich sind,
muss die tatsächliche Entscheidungsbefugnis der Tiro-
ler Regelzone AG gewährleistet sein, wobei insbeson-
dere sicherzustellen ist, dass diese unabhängig von den
übrigen Bereichen der TIWAG ausgeübt wird.

d) Die Tiroler Regelzone AG hat ein Gleichbehand-
lungsprogramm zu erstellen, aus dem hervorgeht,
welche Maßnahmen zum Ausschluss diskriminierenden
Verhaltens getroffen werden. Weiters sind Maßnahmen
vorzusehen, durch die die ausreichende Überwachung
der Einhaltung dieses Programms gewährleistet wird.
In diesem Programm ist insbesondere festzulegen,
welche Pflichten die Mitarbeiter im Hinblick auf die
Erreichung dieses Ziels haben.

(3) Der gemeinsame Betrieb eines Übertragungs- und
Verteilernetzes durch den Regelzoneführer ist unter der
Voraussetzung zulässig, dass für das Übertragungs- und
Verteilernetz eigene Rechnungskreise eingerichtet so-
wie die Bilanzen und Ergebnisrechnungen gesondert
ausgewiesen werden. Darüber hinaus sind die Zuwei-
sungsregeln zu den einzelnen Rechnungskreisen zu ver-
öffentlichen.

(4) Der Regelzoneführer ist verpflichtet:
a) zur Bereitstellung der Systemdienstleistung (Fre-

quenz-/Leistungsregelung) entsprechend den techni-
schen Regeln, wie etwa jene der UCTE, wobei diese
Systemdienstleistung von einem dritten Unternehmen
erbracht werden kann,

b) zur Fahrplanabwicklung mit anderen Regelzonen,
c) zur Organisation und zum Einsatz der Ausgleichs-

energie entsprechend der Bieterkurve im Zusammen-
wirken mit dem Bilanzgruppenkoordinator,

d) zu Messungen von elektrischen Größen an Schnitt-
stellen seines Elektrizitätsnetzes und Übermittlung der
Daten an den Bilanzgruppenkoordinator und andere
Netzbetreiber,

e) zur Durchführung von Maßnahmen zur Über-
windung von Engpässen,

f) zum Abruf der Kraftwerke zur Aufbringung von
Ausgleichsenergie nach den Vorgaben des Bilanzgrup-
penkoordinators,

g) zur Durchführung einer Abgrenzung von Regel-
energie zu Ausgleichsenergie nach transparenten und
objektiven Kriterien,

h) zur Sicherstellung des physikalischen Ausgleichs
zwischen Aufbringung und Bedarf in dem von ihm ab-
zudeckenden System,

i) zur Durchführung der Verrechnung der Aus-
gleichsenergie über eine zur Ausübung dieser Tätigkeit
befugte Verrechnungsstelle und zur Bereitstellung der
zur Durchführung der Verrechnung erforderlichen
Daten an die Verrechnungsstelle und den Bilanzgrup-
penverantwortlichen, wobei insbesondere jene Zähl-
werte zu übermitteln sind, die für die Berechnung der
Fahrplanabweichungen und der Abweichung vom Last-
profil jeder Bilanzgruppe benötigt werden,

j) zur Erstellung einer Lastprognose zur Erkennung
von Engpässen,

k) zum Abschluss von Verträgen über den Daten-
austausch mit anderen Netzbetreibern, den Bilanzgrup-
penverantwortlichen sowie den Bilanzgruppenkoordi-
natoren und anderen Marktteilnehmern entsprechend
den Marktregeln,

l) zur Benennung des Bilanzgruppenkoordinators
und deren Anzeige an die Landesregierung,

m) zur Erstellung und Vorlage eines Gleichbehand-
lungsprogramms nach Abs. 2 lit. d und zur Benennung
eines für die Überwachung der Einhaltung dieses Pro-
gramms Verantwortlichen (Gleichbehandlungsverant-
wortlichen) an die Landesregierung.

(5) Die Landesregierung hat das Gleichbehandlungs-
programm nach Abs. 2 lit. d zu überwachen und erfor-
derlichenfalls Änderungen des Programms oder die
Durchführung sonstiger Maßnahmen anzuordnen. Den
Anordnungen der Landesregierung im Rahmen der
Überwachung ist unverzüglich nachzukommen.“

23. § 40 hat zu lauten:

„§ 40
Konzession

(1) Der Betrieb eines Verteilernetzes bedarf einer
Konzession.

(2) Sachliche Voraussetzungen für die Erteilung einer
Konzession sind, dass

a) noch keine Konzession für das Gebiet, für das die
Konzession beantragt wird, besteht und

b) die bestehenden oder die geplanten Anlagen des
Verteilernetzes hierfür grundsätzlich geeignet sind.

(3) Gehört der Konzessionswerber zu einem vertikal
integrierten Unternehmen und wird die Konzession für
ein Verteilernetz beantragt, an dem mehr als 100 000
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Kunden angeschlossen sind, so muss dieser überdies
zumindest in seiner Rechtsform, Organisation und Ent-
scheidungsgewalt unabhängig von den übrigen Tätig-
keitsbereichen sein, die nicht mit der Verteilung zu-
sammenhängen. Zur Sicherstellung dieser Unabhängig-
keit hat der Konzessionswerber folgende Vorausset-
zungen zu erfüllen:

a) Die für die Leitung des Verteilernetzbetreibers zu-
ständigen Personen dürfen nicht betrieblichen Einrich-
tungen des integrierten Elektrizitätsunternehmens an-
gehören, die direkt oder indirekt für den laufenden
Betrieb in den Bereichen Elektrizitätserzeugung und 
-versorgung zuständig sind. Zulässig ist jedoch die Ein-
richtung von Koordinierungsmechanismen, durch die
sichergestellt wird, dass die wirtschaftlichen Befugnisse
des Mutterunternehmens und seine Aufsichtsrechte
über das Management im Hinblick auf die Rentabilität
eines Tochterunternehmens geschützt werden. Insbe-
sondere ist zu gewährleisten, dass ein Mutterunterneh-
men den jährlichen Finanzplan oder ein gleichwertiges
Instrument des Verteilernetzbetreibers genehmigt und
generelle Grenzen für die Verschuldung seines Tochter-
unternehmens festlegt. Weisungen bezüglich des lau-
fenden Betriebs oder einzelner Entscheidungen über
den Bau oder die Modernisierung von Verteilerleitun-
gen, die über den Rahmen des genehmigten Finanzplans
oder eines gleichwertigen Instruments nicht hinausge-
hen, sind unzulässig.

b) Die berufsbedingten Interessen der für die Leitung
des Verteilernetzbetreibers zuständigen Personen (Ge-
sellschaftsorgane) müssen in einer Weise berücksichtigt
werden, dass deren Handlungsunabhängigkeit gewähr-
leistet ist, wobei insbesondere die Gründe für die Ab-
berufung eines Gesellschaftsorgans des Verteilernetz-
betreibers in der Gesellschaftssatzung des Verteiler-
netzbetreibers klar zu umschreiben sind. 

c) Für Vermögenswerte, die für den Betrieb, die War-
tung oder den Ausbau des Netzes erforderlich sind,
muss die tatsächliche Entscheidungsbefugnis des Ver-
teilernetzbetreibers gewährleistet sein, wobei insbeson-
dere sicherzustellen ist, dass diese unabhängig von den
übrigen Bereichen des integrierten Elektrizitätsunter-
nehmens ausgeübt wird.

d) Der Verteilernetzbetreiber hat ein Gleichbehand-
lungsprogramm zu erstellen, aus dem hervorgeht,
welche Maßnahmen zum Ausschluss diskriminierenden
Verhaltens getroffen werden. Weiters sind Maßnahmen
vorzusehen, durch die die ausreichende Überwachung
der Einhaltung dieses Programms gewährleistet wird. In

diesem Programm ist insbesondere festzulegen, welche
Pflichten die Mitarbeiter im Hinblick auf die Erreichung
dieses Ziels haben.

e) Dem Aufsichtsrat des Verteilernetzbetreibers
müssen mindestens zwei Mitglieder angehören, die von
der Muttergesellschaft unabhängig sind.

(4) Persönliche Voraussetzungen für die Erteilung
einer Konzession sind, dass

a) der Konzessionswerber
1. eigenberechtigt ist und das 24. Lebensjahr voll-

endet hat,
2. Inländer oder Bürger eines Staates ist, dessen An-

gehörigen Österreich aufgrund von Staatsverträgen im
Rahmen der europäischen Integration die selben Rechte
wie Inländern zu gewähren hat,

3. zuverlässig ist und
4. die hierfür erforderliche wirtschaftlich-organisato-

rische Qualifikation aufweist und sich im Betrieb aus-
reichend betätigt,

b) erwartet werden kann, dass der Konzessionswer-
ber wirtschaftlich in der Lage ist, die erforderlichen
Anlagen zu errichten, zu betreiben und zu erhalten.

(5) Beantragt eine juristische Person, eine Personen-
gesellschaft des Handelsrechts oder eine eingetragene
Erwerbsgesellschaft eine Konzession, so

a) muss sie nach österreichischem Recht oder nach
den Rechtsvorschriften eines Staates im Sinn des Abs. 4
lit. a Z. 2 gegründet worden sein, soweit es sich nicht
um Körperschaften öffentlichen Rechts handelt,

b) muss ihr Sitz im Inland oder in einem Staat im Sinn
des Abs. 4 lit. a Z. 2 liegen,

c) müssen die zur Vertretung nach außen befugten
Personen (Geschäftsführer) unbeschadet des Abs. 6 die
Voraussetzungen nach Abs. 4 lit. a erfüllen und

d) muss erwartet werden, dass der Konzessions-
werber wirtschaftlich in der Lage ist, die erforderlichen
Anlagen zu errichten, zu betreiben und zu erhalten.

(6) Erfüllt der Antragsteller oder Geschäftsführer
nicht die Voraussetzung nach Abs. 4 lit. a Z. 4, so hat er
sich einer Person zu bedienen, die entsprechend befä-
higt ist und die im Elektrizitätsunternehmen mit min-
destens der Hälfte der wöchentlichen Normalarbeits-
zeit als nach den sozialversicherungsrechtlichen Vor-
schriften voll versicherungspflichtiger Arbeitnehmer zu
beschäftigen ist.

(7) Die Landesregierung kann auf Antrag von den
Erfordernissen nach Abs. 4 lit. a Z. 2 und nach Abs. 5
lit. a und b absehen, wenn der Betrieb des Verteilernet-
zes im besonderen Interesse der österreichischen Volks-
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wirtschaft, insbesondere hinsichtlich der Versorgung
der Bevölkerung und der Wirtschaft mit Elektrizität,
gelegen ist.

(8) Die Zuverlässigkeit im Sinn des Abs. 4 lit. a Z. 3
ist nicht gegeben bei Personen, die nach § 13 der Ge-
werbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. I Nr. 151/2004, von der Aus-
übung eines Gewerbes auszuschließen sind.

(9) Die Voraussetzungen nach Abs. 4 lit. b oder
Abs. 5 lit. d entfallen, wenn ein Verteilernetz durch
Rechtsgeschäft unter Lebenden oder in den Fällen des
Abs. 4 lit. b auch im Erbweg übergeht.

(10) Jeder Wechsel in der Person des Geschäftsfüh-
rers ist der Landesregierung schriftlich anzuzeigen. Mit
dieser Anzeige sind die zur Beurteilung des Vorliegens
der Voraussetzungen nach Abs. 4 lit. a erforderlichen
Unterlagen vorzulegen. Die Bestellung einer Person
zum Geschäftsführer gilt als genehmigt, sofern nicht die
Landesregierung innerhalb eines Monats nach dem Ein-
langen der Anzeige die Bestellung mit Bescheid unter-
sagt, weil die betreffende Person die Voraussetzungen
nach Abs. 4 lit. a nicht erfüllt. Die Landesregierung hat
die Genehmigung mit Bescheid zu widerrufen, wenn die
Voraussetzungen nach Abs. 4 lit. a nachträglich weg-
gefallen sind.“

24. Im Abs. 4 des § 41 hat der erste Satz zu lauten:
„Vor der Entscheidung über ein Ansuchen um die Er-

teilung einer Konzession sind die Wirtschaftskammer
Tirol, die Kammer für Arbeiter und Angestellte für
Tirol, die Landeslandwirtschaftskammer und die be-
troffenen Gemeinden zu hören.“

25. Im Abs. 2 des § 42 wird im ersten Satz das Zitat
„§ 40 Abs. 2 bis 8“ durch das Zitat „§ 40 Abs. 2 bis 9“
ersetzt.

26. Im Abs. 2 des § 43 wird im ersten Satz das Zitat
„§ 40 Abs. 3 lit. a Z. 1 bis 3“ durch das Zitat „§ 40 Abs. 4
lit. a Z. 1 bis 3“ ersetzt.

27. Im § 45 wird folgende Bestimmung als Abs. 3 an-
gefügt:

„(3) Betreiber eines Verteilernetzes, die zu einem ver-
tikal integrierten Unternehmen gehören und an deren
Netz mehr als 100.000 Kunden angeschlossen sind,
haben ein Gleichbehandlungsprogramm nach § 40
Abs. 3 lit. d zu erstellen und der Landesregierung vor-
zulegen sowie einen für die Überwachung der Einhal-
tung dieses Programms Verantwortlichen (Gleichbe-
handlungsverantwortlichen) an die Landesregierung zu
benennen. Die Landesregierung hat das Gleichbehand-
lungsprogramm zu überwachen und erforderlichenfalls

Änderungen des Programms oder die Durchführung
sonstiger Maßnahmen anzuordnen. Den Anordnungen
der Landesregierung im Rahmen der Überwachung ist
unverzüglich nachzukommen.“

28. Im Abs. 2 des § 47 wird jeweils das Zitat „§ 40
Abs. 3 bis 8“ durch das Zitat „§ 40 Abs. 3 bis 9“ ersetzt.

29. In den Abs. 2 und 3 des § 48 wird jeweils das Zitat
„§ 40 Abs. 3 bis 8“ durch das Zitat „§ 40 Abs. 3 bis 9“
ersetzt.

30. Im Abs. 2 des § 49 wird im ersten Satz das Zitat
„§ 40 Abs. 3 lit. a“ durch das Zitat „§ 40 Abs. 4 lit. a“
ersetzt.

31. Im Abs. 2 des § 59 hat der zweite Satz zu lauten:
„Dem Ansuchen sind sämtliche Unterlagen anzu-

schließen, die notwendig sind, um beurteilen zu kön-
nen, ob der Antragsteller den rechtlichen, administra-
tiven und kommerziellen Anforderungen, die zur Er-
füllung der Aufgaben und Pflichten eines Bilanzgrup-
penverantwortlichen erforderlich sind, entspricht.“

32. Nach § 62 wird folgende Bestimmung als § 62a
eingefügt:

„§ 62a
Bilanzgruppenkoordinator

(1) Der Regelzoneführer hat der Landesregierung
anzuzeigen, wer die Tätigkeit eines Bilanzgruppen-
koordinators ausübt. Mit der Anzeige sind Nachweise
vorzulegen, die zur Beurteilung des Vorliegens der Vo-
raussetzungen nach Abs. 2 erforderlich sind. Liegen
diese Voraussetzungen nicht vor, so hat die Landes-
regierung dies mit Bescheid festzustellen. Hiervon sind
jene Landesregierungen zu verständigen, in deren Wir-
kungsbereich der Bilanzgruppenkoordinator ebenfalls
tätig sein soll oder ist. Wird innerhalb von sechs Mona-
ten nach dem Einlangen der Anzeige ein solcher Fest-
stellungsbescheid nicht erlassen, so ist die in der An-
zeige genannte Person berechtigt, die Tätigkeit eines
Bilanzgruppenkoordinators auszuüben.

(2) Von der Tätigkeit eines Bilanzgruppenkoordina-
tors sind Unternehmen ausgeschlossen, die unter einem
bestimmenden Einfluss von Unternehmen oder einer
Gruppe von Unternehmen stehen, die mindestens eine
der Funktionen der kommerziellen Erzeugung, Über-
tragung, Verteilung oder Versorgung mit Elektrizität
wahrnehmen. Im Übrigen ist Voraussetzung für die
Ausübung der Tätigkeit eines Bilanzgruppenkoordina-
tors, dass

1. der Bilanzgruppenkoordinator in der Rechtsform
einer Aktiengesellschaft errichtet ist,

2. der Bilanzgruppenkoordinator die ihm nach den
Abs. 3 und 4 obliegenden Aufgaben in sicherer und
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kostengünstiger Weise zu erfüllen vermag; eine kosten-
günstige Besorgung der Aufgaben ist jedenfalls dann
anzunehmen, wenn bei der Ermittlung der Kostenbasis
für die Verrechnungsstelle die für die Bestimmung der
Systemnutzungstarife anzuwendenden Verfahren und
Grundsätze zugrunde gelegt werden,

3. Personen, die eine qualifizierte Beteiligung am
Bilanzgruppenkoordinator halten, den im Interesse
einer soliden und umsichtigen Führung des Unterneh-
mens zu stellenden Ansprüchen genügen,

4. bei keinem der Vorstände ein Ausschließungsgrund
nach § 13 der Gewerbeordnung 1994 vorliegt,

5. der Vorstand aufgrund seiner Vorbildung fachlich
geeignet ist und die für den Betrieb des Unternehmens
erforderlichen Eigenschaften und Erfahrungen hat. Die
fachliche Eignung eines Vorstandes setzt voraus, dass
dieser im ausreichenden Maß theoretische und prak-
tische Kenntnisse in der Abrechnung von Ausgleichs-
energie sowie Leitungserfahrung hat; die fachliche
Eignung für die Leitung einer Verrechnungsstelle ist an-
zunehmen, wenn eine zumindest dreijährige leitende
Tätigkeit auf dem Gebiet der Tarifierung oder des Rech-
nungswesens nachgewiesen wird,

6. mindestens ein Vorstand den Mittelpunkt seiner
Lebensinteressen in Österreich hat,

7. kein Vorstand einen anderen Hauptberuf außerhalb
des Bilanzgruppenkoordinators ausübt, der geeignet ist,
Interessenkonflikte hervorzurufen,

8. der Sitz und die Hauptverwaltung im Inland liegen,
9. das zur Verfügung stehende Abwicklungssystem

den Anforderungen eines zeitgemäßen Abrechnungs-
systems genügt und

10. die Neutralität, die Unabhängigkeit und die
Datenvertraulichkeit gegenüber Marktteilnehmern ge-
währleistet ist.

(3) Der Bilanzgruppenkoordinator hat folgende Auf-
gaben:

1. die Vergabe von Identifikationsnummern der Bi-
lanzgruppen;

2. die Bereitstellung von Schnittstellen im Bereich
Informationstechnologie;

3. die Verwaltung der Fahrpläne zwischen Bilanz-
gruppen;

4. die Übernahme der von den Netzbetreibern in vor-
gegebener Form übermittelten Messdaten, deren Aus-
wertung und die Weitergabe an die betroffenen Markt-
teilnehmer und anderen Bilanzgruppenverantwort-
lichen entsprechend den in den Verträgen enthaltenen
Vorgaben;

5. die Übernahme von Fahrplänen der Bilanzgruppen-
verantwortlichen und die Weitergabe an die betroffenen
Marktteilnehmer (andere Bilanzgruppenverantwort-
liche) entsprechend den in den Verträgen enthaltenen
Vorgaben;

6. die Bonitätsprüfung der Bilanzgruppenverant-
wortlichen;

7. die Mitarbeit bei der Ausarbeitung und Adaptie-
rung von Regelungen im Bereich Kundenwechsel, Ab-
wicklung und Abrechnung;

8. die Abrechnung und organisatorische Maßnahmen
bei Auflösung von Bilanzgruppen;

9. die Aufteilung und die Zuweisung der sich auf-
grund der Verwendung von standardisierten Lastprofi-
len ergebenden Differenz auf die am Netz eines Netz-
betreibers angeschlossenen Marktteilnehmer nach Vor-
liegen der Messwerte nach transparenten Kriterien;

10. die Verrechnung der Clearinggebühren an die
Bilanzgruppenverantwortlichen;

11. die Berechnung und die Zuordnung der Aus-
gleichsenergie;

12. der Abschluss von Verträgen
a) mit Bilanzgruppenverantwortlichen, anderen Re-

gelzoneführern, Netzbetreibern und Stromlieferanten
(Erzeugern und Händlern);

b) mit Einrichtungen zum Zweck des Datenaustau-
sches zur Erstellung eines Indexes;

c) mit Strombörsen über die Weitergabe von Daten; 
d) mit Lieferanten (Erzeugern und Stromhändlern)

über die Weitergabe von Daten. 
(4) Im Rahmen der Berechnung und der Zuweisung

der Ausgleichsenergie sind, sofern nicht besondere
Regelungen im Rahmen von Verträgen nach § 70 Abs. 2
ElWOG bestehen, jedenfalls

1. Angebote für Ausgleichsenergie einzuholen, zu
übernehmen und eine Abrufreihenfolge als Vorgabe für
Regelzoneführer zu erstellen;

2. die Differenz von Fahrplänen zu Messdaten zu
übernehmen und daraus Ausgleichsenergie zu ermitteln,
zuzuordnen und zu verrechnen;

3. die Preise für Ausgleichsenergie entsprechend dem
im § 10 des Gesetzes, mit dem die Ausübungsvoraus-
setzungen, die Aufgaben und die Befugnisse der Ver-
rechnungsstellen für Transaktionen und Preisbildung
für die Ausgleichsenergie geregelt werden, BGBl. I
Nr. 121/2000, beschriebenen Verfahren zu ermitteln
und in geeigneter Form ständig zu veröffentlichen;

4. die Entgelte für Ausgleichsenergie zu berechnen
und den Bilanzgruppenverantwortlichen und Regel-
zoneführern mitzuteilen;
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5. besondere Maßnahmen zu ergreifen, wenn keine
Angebote für Ausgleichsenergie vorliegen;

6. die verwendeten standardisierten Lastprofile zu
verzeichnen, zu archivieren und in geeigneter Form zu
veröffentlichen;

7. Informationen über die zur Sicherung eines trans-
parenten und diskriminierungsfreien und möglichst
liquiden Ausgleichsenergiemarktes erforderlichen Maß-
nahmen den Marktteilnehmern zu gewähren. Dazu zäh-
len jedenfalls eine aktuelle Darstellung der eingelangten
Angebote für Regelenergie (ungewollter Austausch,
Sekundärregelung, Minutenreserveabruf), Marketmaker
oder ähnliche Marktinstrumente sowie eine aktuelle
Darstellung der abgerufenen Angebote.

(5) Liegen die Voraussetzungen nach Abs. 2 nicht
mehr vor, so hat die Landesregierung die Berechtigung
zur Ausübung der Tätigkeit eines Bilanzgruppenkoor-
dinators abzuerkennen. Hiervon sind jene Landesregie-
rungen zu verständigen, in deren Wirkungsbereich der
Bilanzgruppenkoordinator ebenfalls tätig ist.

(6) Wird keine Anzeige nach Abs. 1 eingebracht,
wurde ein Feststellungsbescheid nach Abs. 1 erlassen
oder wurde nach Abs. 5 die Berechtigung zur Ausübung
der Tätigkeit eines Bilanzgruppenkoordinators ab-
erkannt, so hat die Landesregierung von Amts wegen
eine geeignete Person unter Berücksichtigung der Vo-
raussetzungen nach Abs. 2 auszuwählen und zu ver-
pflichten, die Aufgaben eines Bilanzgruppenkoordina-
tors zu übernehmen. Die Landesregierung hat diesen
Bescheid aufzuheben, sobald vom Regelzoneführer ein
Bilanzgruppenkoordinator benannt wird, der die Vo-
raussetzungen nach Abs. 2 erfüllt.“

33. Im Abs. 2 des § 66 wird die lit. d aufgehoben und
erhalten die bisherigen lit. e bis h die Bezeichnungen
lit. „d“ bis „g“.

34. § 69 hat zu lauten:
„§ 69

Berichtspflichten

(1) Elektrizitätsunternehmen, die auch Netzbetrei-
ber sind, haben der Landesregierung auf Verlangen
innerhalb einer angemessen festzusetzenden Frist über
ihre Erfahrungen in Bezug auf das Funktionieren des
Elektrizitätsbinnenmarktes schriftlich zu berichten.

(2) Der nach § 38 Abs. 4 lit. m und der nach § 45
Abs. 3 der Landesregierung benannte Gleichbehand-
lungsverantwortliche haben dieser und der Energie-
Control GmbH jährlich, spätestens bis 30. Juni des
Folgejahres, einen Bericht über die getroffenen Maß-
nahmen vorzulegen und diesen in geeigneter Weise, wie

etwa in der Zeitung oder auf der Website des Unter-
nehmens, zu veröffentlichen. Die Landesregierung hat
der Energie-Control GmbH jährlich einen zusammen-
fassenden Bericht über die getroffenen Maßnahmen
vorzulegen und diesen zu veröffentlichen.“

35. § 70 hat zu lauten:
„§ 70

Mitwirkung der Organe 
der Bundespolizei

Die Organe der Bundespolizei haben bei der Vollzie-
hung der §§ 17 Abs. 2 und 6, 22, 24 Abs. 6, 25 Abs. 3,
32 Abs. 4 und 67 Abs. 4 dadurch mitzuwirken, dass sie
auf Ersuchen der zuständigen Behörde bei der nach die-
sen Bestimmungen zulässigen Ausübung unmittelbarer
behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt Hilfe leisten.“

36. Im Abs. 1 des § 72 wird in der lit. i das Zitat „§ 38
Abs. 3 oder 4“ durch das Zitat „§ 38 Abs. 4“ ersetzt.

37. Im Abs. 1 des § 72 wird in der lit. j das Zitat „§§ 33,
35, 36, 40 Abs. 5, 43 Abs. 1 oder 45 Abs. 1“ durch das
Zitat „§§ 33, 35, 36, 40 Abs. 6, 43 Abs. 1 oder 45 Abs. 1
oder 3“ ersetzt.

38. Im § 72 wird folgende Bestimmung als neuer
Abs. 3 eingefügt und erhalten die bisherigen Abs. 3 bis 5
die Absatzbezeichnungen „4“ bis „6“:

„(3) Wer
a) ein Übertragungsnetz betreibt, ohne die Voraus-

setzungen nach § 38 Abs. 2 zu erfüllen, oder ein Vertei-
lernetz betreibt, ohne die Voraussetzungen nach § 40
Abs. 3 zu erfüllen, oder

b) den Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1228/
2003 des Europäischen Parlaments und des Rates über
die Netzzugangsbedingungen für den grenzüberschrei-
tenden Stromhandel (ABl. Nr. L 176 vom 15. Juli 2003,
S. 1 ff) zuwiderhandelt,
begeht, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die
Zuständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Hand-
lung bildet, eine Verwaltungsübertretung und ist von der
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe bis zu
50.000,– Euro zu bestrafen.“

39. Die Abs. 4 und 5 des § 73 haben zu lauten:
„(4) Der Inhaber einer Stromerzeugungsanlage im

Sinn des § 31 Abs. 2, auf die erst ab dem 1. Jänner 2006
der 2. Unterabschnitt des 5. Abschnittes anzuwenden
ist, hat die Meldung nach § 31 Abs. 6 spätestens binnen
drei Monaten zu erstatten, das Sicherheitskonzept nach
§ 31 Abs. 8 spätestens innerhalb von drei Monaten aus-
zuarbeiten und den Sicherheitsbericht nach § 31 Abs. 9
samt internem Notfallplan spätestens innerhalb eines
Jahres zu erstellen.
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(5) Die Tiroler Regelzone AG hat der Landesregie-
rung spätestens bis zum 31. Dezember 2006 ein Gleich-
behandlungsprogramm nach § 38 Abs. 2 lit. d vorzu-
legen.“

40. Im § 73 werden folgende Bestimmungen als Abs. 6
bis 10 angefügt:

„(6) Elektrizitätsunternehmen, die im Zeitpunkt des
In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes ein Verteilernetz recht-
mäßig betreiben, gelten im Umfang ihrer bisherigen
Tätigkeit als Verteilernetzbetreiber konzessioniert, so-
weit im Folgenden nichts anderes bestimmt ist. Die
Rechte und Pflichten, die Ausübung, das Erlöschen und
die Entziehung der Konzession richten sich nach den
Bestimmungen dieses Gesetzes. Bestehen Zweifel über
den Umfang der bisherigen Tätigkeit eines Verteiler-
netzbetreibers, so hat dies die Landesregierung auf
Antrag mit Bescheid festzustellen.

(7) Vertikal integrierte Elektrizitätsunternehmen im
Sinn des § 4 Z. 8b oder Unternehmen, die zu einem
vertikal integrierten Unternehmen im Sinn des § 4 Z. 8b
gehören, die am 1. Juli 2004 Träger einer nach § 42
erteilten Konzession zum Betrieb eines Verteilernetzes
waren, haben, wenn an ihr Netz mehr als 100.000 Kun-
den angeschlossen sind, spätestens bis zum 1. Jänner
2006 der Landesregierung unter gleichzeitigem Verzicht
auf ihre Konzession ein Unternehmen zu benennen, auf
das der Betrieb des Verteilernetzes übertragen wird. Bei
Erfüllung der Konzessionsvoraussetzungen hat das
benannte Unternehmen einen Rechtsanspruch auf Er-

teilung der Konzession im selben Umfang. Für die
Erteilung der Konzession an den neuen Betreiber des
Verteilernetzes entfallen die Voraussetzungen nach § 40
Abs. 2. Mit dem Wirksamwerden der Konzession tritt
der neue Betreiber des Verteilernetzes in die den Netz-
zugang betreffenden Verträge mit den Netzbenutzern
ein.

(8) Kommt ein vertikal integriertes Elektrizitäts-
unternehmen seiner Verpflichtung zur Benennung eines
geeigneten Unternehmens nach Abs. 7 nicht nach, so
hat die Landesregierung gegen den bisherigen Konzes-
sionsträger ein Konzessionsentziehungsverfahren nach
§ 52 einzuleiten und darüber dem Bundesminister für
Wirtschaft und Arbeit zu berichten. Zur Aufrechterhal-
tung des Netzbetriebes kann auch ein anderes Elektri-
zitätsunternehmen in das Netz des bisherigen Konzes-
sionsträgers eingewiesen werden.

(9) Unbeschadet des Abs. 7 haben die hiervon be-
troffenen Verteilernetzbetreiber bereits ab dem 1. Jän-
ner 2006 die erforderlichen Maßnahmen zur Erfüllung
der Voraussetzungen nach § 40 Abs. 3 zu treffen.

(10) Der Regelzoneführer hat der Landesregierung
eine Kapitalgesellschaft zu benennen, die die Tätigkeit
eines Bilanzgruppenkoordinators ab dem 1. Jänner 2006
vorläufig ausüben soll.“

41. Die Anlage zu § 31 wird aufgehoben.

Artikel II

Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 2006 in Kraft.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
van Staa

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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Der Landtag hat beschlossen:

A r t i k e l  I

Das Tiroler Parkabgabegesetz 1997, LGBl. Nr. 29,
zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 48/2003,
wird wie folgt geändert:

1. Die §§ 1 bis 5 haben zu lauten:

„§ 1
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt für die Erhebung von Abgaben
für das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen
auf öffentlichen Straßen, die für die Parkraumbewirt-
schaftung genutzt werden sollen, ausgenommen in
Kurzparkzonen nach § 25 der Straßenverkehrsordnung
1960, BGBl. Nr. 159, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. I Nr. 99/2005.

(2) Auf die Erhebung von Abgaben für das Abstel-
len von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzpark-
zonen nach § 25 der Straßenverkehrsordnung 1960 auf-
grund einer Verordnung des Gemeinderates nach § 15
Abs. 3 Z. 5 des Finanzausgleichsgesetzes 2005, BGBl. I
Nr. 156/2004, zuletzt geändert durch das Gesetz BGBl. I
Nr. 105/2005, sind folgende Bestimmungen dieses Geset-
zes anzuwenden:

a) § 2 Abs. 1 zweiter und dritter Satz sowie Abs. 4
sinngemäß;

b) § 2 Abs. 5 mit der Maßgabe, dass ein nach § 52 lit. a
Z. 13d letzter Satz der Straßenverkehrsordnung 1960
angebrachter Hinweis als geeignet gilt;

c) § 4 mit der Maßgabe, dass die Verpflichtung zur
Entrichtung der Abgabe den Inhaber einer Bewilligung
nach § 45 Abs. 4 und 4a der Straßenverkehrsordnung
1960 bzw. einer Bewilligung zur Entrichtung einer pau-
schalierten Abgabe trifft, wenn in der Verordnung eine
Pauschalierung der Abgabe vorgesehen ist;

d) § 7 Abs. 1, 2, 4 und 5 sinngemäß;
e) § 8 Abs. 1 erster Halbsatz mit der Maßgabe, dass

der Abgabenanspruch mit dem Eintritt der Rechtskraft
des Bewilligungsbescheides nach § 45 Abs. 4 oder 4a der
Straßenverkehrsordnung 1960 entsteht, wenn in der
Verordnung hierfür die Entrichtung der Abgabe in Form
eines Pauschalbetrages vorgesehen ist;

f) § 8 Abs. 3 sinngemäß;
g) § 8 Abs. 4 mit der Maßgabe, dass lit. a Z. 1 unter

den genannten Voraussetzungen auch bei Vorliegen einer

in einer Verordnung im Sinn des § 2 Abs. 1 vorgesehe-
nen Bewilligung zur Entrichtung einer pauschalierten
Abgabe anzuwenden ist;

h) §§ 9 bis 13 sinngemäß;
i) § 14 Abs. 1 lit. a, b und c erster Fall sowie Abs. 2

bis 4.
§ 2

Abgabengegenstand

(1) Die Gemeinden werden ermächtigt, durch Ver-
ordnung des Gemeinderates für das Abstellen von mehr-
spurigen Kraftfahrzeugen auf öffentlichen Straßen, die
für die Parkraumbewirtschaftung genutzt werden sol-
len, ausgenommen in Kurzparkzonen nach § 25 der Stra-
ßenverkehrsordnung 1960, eine Abgabe – im Folgenden
kurz Parkabgabe genannt – zu erheben. Die Gemeinde
hat, sofern es sich nicht um Gemeindestraßen handelt,
vor der Erlassung einer solchen Verordnung den Stra-
ßenverwalter zu hören. Für die Abgabe einer Äußerung
ist eine angemessene, drei Monate nicht übersteigende
Frist festzusetzen.

(2) Für die Parkraumbewirtschaftung können jene
öffentlichen Straßen genutzt werden, die regelmäßig
von einem größeren Personenkreis als Parkraum nach-
gefragt werden.

(3) Öffentliche Straßen im Sinn dieses Gesetzes sind
die unmittelbar dem Verkehr mit Kraftfahrzeugen die-
nenden Flächen von öffentlichen Straßen im Sinn des
Tiroler Straßengesetzes, LGBl. Nr. 13/1989, in der je-
weils geltenden Fassung.

(4) Die öffentlichen Straßen, auf denen das Abstel-
len von mehrspurigen Kraftfahrzeugen abgabepflichtig
ist, sind in Verordnungen nach Abs. 1 hinreichend ge-
nau zu bezeichnen (Parkzonen). Weiters sind die Zei-
ten, in denen die Abgabepflicht besteht, anzuführen.

(5) Auf die Abgabepflicht für das Abstellen von
mehrspurigen Kraftfahrzeugen in einer Parkzone ist auf
geeignete Art hinzuweisen.

§ 3
Ausnahmen

Nicht abgabepflichtig ist das Abstellen folgender
Fahrzeuge in Parkzonen:

a) Einsatzfahrzeuge und Fahrzeuge im öffentlichen
Dienst nach den §§ 26 und 26a der Straßenverkehrs-
ordnung 1960;

84. Gesetz vom 13. Oktober 2005, mit dem das Tiroler Parkabgabegesetz 1997 geändert wird
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b) Fahrzeuge des Straßendienstes und der Müllabfuhr
nach § 27 der Straßenverkehrsordnung 1960;

c) Fahrzeuge, die von Ärzten bei einer Fahrt zur
Leistung ärztlicher Hilfe gelenkt werden, sofern diese
Fahrzeuge mit einer Tafel nach § 24 Abs. 5 der Straßen-
verkehrsordnung 1960 gekennzeichnet sind;

d) Fahrzeuge, die von Personen im diplomierten am-
bulanten Pflegedienst bei einer Fahrt zur Durchführung
solcher Pflege gelenkt werden, sofern diese Fahrzeuge
mit einer Tafel nach § 24 Abs. 5a der Straßenverkehrs-
ordnung 1960 gekennzeichnet sind;

e) Fahrzeuge, die von dauernd stark gehbehinderten
Personen abgestellt werden oder in denen solche Perso-
nen nach § 29b Abs. 3 der Straßenverkehrsordnung 1960
befördert werden, wenn diese Fahrzeuge mit einem Aus-
weis nach § 29b Abs. 1 oder 5 der Straßenverkehrsord-
nung 1960 gekennzeichnet sind;

f) Fahrzeuge, die für eine Gebietskörperschaft oder
einen Gemeindeverband zugelassen sind, ausgenommen
Personenkraftwagen;

g) Fahrzeuge, die lediglich zum Zweck des Aus- und
Einsteigens von Personen oder für die Dauer der Durch-
führung einer Ladetätigkeit halten.

§ 4
Abgabenschuldner, 
Auskunftspflicht

(1) Zur Entrichtung der Parkabgabe ist der Lenker
des Fahrzeuges, in den Fällen der §§ 6 und 7 der Inha-
ber der jeweiligen Bewilligung, verpflichtet.

(2) Besteht der Verdacht der Begehung einer Verwal-
tungsübertretung nach § 14 Abs. 1 lit. a oder c, so kann
die Bezirksverwaltungsbehörde Auskunft darüber ver-
langen, wer ein nach dem Kennzeichen bestimmtes
Kraftfahrzeug zuletzt vor einem bestimmten Zeitpunkt
an einem bestimmten Ort abgestellt hat. Die Auskunft,
die den Namen und die Adresse der entsprechenden Per-
son enthalten muss, hat der Zulassungsbesitzer, im Fall
von Probe- oder Überstellungsfahrten der Inhaber der
entsprechenden Bewilligung, zu erteilen. Können sie
diese Auskunft nicht erteilen, so haben sie den Namen
und die Adresse jener Person anzugeben, die die Aus-
kunft erteilen kann; dann trifft diese Person die Aus-
kunftspflicht. Die Auskunft ist unverzüglich, im Fall
einer schriftlichen Aufforderung innerhalb von zwei
Wochen nach deren Zustellung, zu erteilen. Kann die
Auskunft ohne Führung von Aufzeichnungen nicht ge-
geben werden, so sind entsprechende Aufzeichnungen
zu führen.

§ 5
Bemessungsgrundlage 

und Höhe der Parkabgabe

(1) Die Höhe der Parkabgabe ist mit höchstens
1,1 Euro je angefangene halbe Stunde der Dauer des
Abstellens eines Kraftfahrzeuges festzusetzen, soweit
in den Abs. 2 und 3 und in den §§ 6 und 7 nichts ande-
res bestimmt ist.

(2) Im Interesse einer bestmöglichen Parkraumbe-
wirtschaftung kann die Parkabgabe unter Berücksichti-
gung der örtlichen Verhältnisse und der jeweils zulässi-
gen Abstelldauer in unterschiedlicher Höhe festgesetzt
werden. Derartige Parkzonen sind in Verordnungen
nach § 2 Abs. 1 zu bezeichnen.

(3) Wird in Verordnungen nach § 2 Abs. 1 die Ver-
wendung von Parkzeitgeräten im Sinn des § 8 der Kurz-
parkzonen-Überwachungsverordnung, BGBl. Nr. 857/
1994, in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 303/
2005 als Kontrolleinrichtung für zulässig erklärt, so
kann der Gemeinderat die Höhe der Parkabgabe in
Bruchteilen einer halben Stunde festsetzen. Die Höhe
der je 30 Minuten zu entrichtenden Parkabgabe darf die
nach Abs. 1 oder 2 je angefangene halbe Stunde fest-
gesetzte Parkabgabe nicht überschreiten.“

2. Die Überschrift des § 6 hat zu lauten:
„Pauschalierte Abgabe 

für Parkzonen“

3. In den Abs. 1 und 3 des § 6 sowie in den Abs. 1
und 2 des § 7 wird jeweils das Zitat „§ 1 Abs. 1“ durch
das Zitat „§ 2 Abs. 1“ ersetzt.

4. Im Abs. 1 des § 6 wird im ersten Satz das Wort „Par-
ken“ durch die Wortfolge „Abstellen eines mehrspuri-
gen Kraftfahrzeuges“ ersetzt.

5. In den Abs. 1 lit. a und Abs. 3 lit. a des § 6 sowie
im Abs. 1 des § 7 wird jeweils das Wort „Parken“ durch
das Wort „Abstellen“ ersetzt.

6. Im Abs. 4 des § 6 und im Abs. 3 des § 7 wird je-
weils das Wort „Parkdauer“ durch das Wort „Abstell-
dauer“ ersetzt.

7. Die Überschrift des § 7 hat zu lauten:
„Pauschalierte Abgabe 

für Beherbergungsbetriebe“

8. Im Abs. 1 des § 7 wird das Zitat „BGBl. I Nr. 98/
2001“ durch das Zitat „BGBl. I Nr. 151/2004“ ersetzt.

9. Der Abs. 1 des § 8 hat zu lauten:
„(1) Der Abgabenanspruch entsteht mit dem Ab-

stellen des Kraftfahrzeuges, soweit im Abs. 2 nichts an-
deres bestimmt ist.“
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10. Im § 8 wird der Abs. 2 aufgehoben und erhalten
die bisherigen Abs. 3 bis 6 die Absatzbezeichnungen „2“
bis „5“.

11. Im neuen Abs. 3 des § 8 wird das Zitat „§ 1 Abs. 1“
durch das Zitat „§ 2 Abs. 1“ und das Zitat „§ 4“ durch
das Zitat „§ 5“ ersetzt.

12. Im neuen Abs. 4 des § 8 wird in der lit. a Z. 3 das
Wort „Parken“ durch die Wortfolge „Abstellen eines
mehrspurigen Kraftfahrzeuges“ ersetzt.

13. Im Abs. 1 des § 9 wird das Zitat „§ 1 Abs. 1“ durch
das Zitat „§ 2 Abs. 1“ ersetzt.

14. Im Abs. 1 des § 14 wird in der lit. b das Zitat „§ 2
Abs. 2“ durch das Zitat „§ 4 Abs. 2“ ersetzt.

15. Der Abs. 2 des § 14 hat zu lauten:

„(2) Wird ein Kraftfahrzeug, für das die Parkabgabe
hinterzogen oder verkürzt worden ist, nicht spätestens
zu Beginn des nächstfolgenden Zeitraumes nach § 2
Abs. 4 zweiter Satz entfernt, so bildet das weitere Ste-
henlassen des Kraftfahrzeuges für jeden solchen ange-
fangenen Zeitraum eine neuerliche Verwaltungsüber-
tretung. Ist das Abstellen eines mehrspurigen Kraft-
fahrzeuges in einer Parkzone durchgehend abgabe-
pflichtig, so bildet das weitere Stehenlassen des Kraft-
fahrzeuges nach Ablauf von jeweils 24 Stunden eine neue
Verwaltungsübertretung.“

A r t i k e l  I I

Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 2006 in Kraft.
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